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Drucksache V/2646 


Sdiriftlidier Berldit 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 

— Drucksache V/1517 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Der Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung 
des Zollgesetzes wurde in der 107. Bundestags- 
sitzung am 28. April 1967 dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen federführend und dem 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO zur Behandlung 
zugewiesen. In der 116. Sitzung des Bundestages 
vom 28. Juni 1967 wurde der Gesetzentwurf an die 
Ausschüsse zurückverwiesen, weil der sachlich dazu- 
gehörende Entwurf eines Gesetzes zu dem Assoziie- 
rungsabkommen vom 16. Juli 1966 zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Nigeria sowie dem Internen Durchfüh- 
rungsabkommen, für den der Auswärtige Ausschuß 
federführend war, seinerzeit noch nicht abschließend 
beraten worden war. Dieser Gesetzentwurf wurde 
jedoch in der Zwischenzeit vom Bundestag in seiner 
143. Sitzung am 13. Dezember 1967 einstimmig an- 
genommen (Drucksachen V/1610, V/2351, V/2352). 

Die Änderung des Zollgesetzes wird notwendig, 
weil das Assoziierungsabkommen zwischen der EWG 


und der Republik Nigeria in Artikel 2 dieses Ab- 
kommens und im Protokoll I zu diesem Abkommen 
zollbegünstigte Maßnahmen zugunsten der Republik 
Nigeria vorsieht. Aus diesem Grunde müssen die 
Rechtsverordnungsbefugnisse, die die Bundesrepu- 
blik nach § 21 Abs. 2 des Zollgesetzes hat, um eine 
neue Nummer 7 erweitert werden, um die Rechts- 
grundlage zu schaffen, die im Assoziierungsabkom- 
men zugesagten Zollbegünstigungen wirksam wer- 
den zu lassen. 

Der Ausschuß empfiehlt, nachdem er zuvor dem 
Assoziierungsabkommen zugestimmt hat, dem Ge- 
setzentwurf mit den nachstehend vorgesehenen Än- 
derungen, die sich im wesentlichen aus der oben 
erwähnten Zurückverweisung und der zwischenzeit- 
lich erfolgten Verabschiedung eines von den Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten 
weiteren Gesetzentwurfs zur Änderung des Zoll- 
gesetzos (Drucksachen V/i92l, V/1991) ergeben, zu- 
zustimmen. 


Berlin, den 7. März 1968 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1517 — mit fol- 
genden Änderungen, im übrigen unverändert anzu- 
nehmen: 

1. Im Titel des Gesetzes wird das Wort „Achten“ 
ersetzt durch das Wort „Zehnten“. 

2. Die Präambel des Artikels 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzblatt I S. 737), zuletzt geändert durch das 
Neunte Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
vom 13. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1205), wird wie folgt geändert:“. 

3. In Artikel 1 Nr. 2 werden die Worte „Absatz 3“ 
durch die Worte „Absatz 4“ und die Num- 
mer „8“ durch die Nummer „7“ ersetzt. 


Berlin, den 7. März 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 
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